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Die Lohnnebenkosten müs-
sen gesenkt werden, um

den Wirtschaftsstandort
Deutschland nicht zu gefährden –
Argumente dieser Art sind in der
Debatte um die Umgestaltung des
deutschen Gesundheitswesens kei-
ne Seltenheit. Dahinter steckt die
Vorstellung, durch die Steigerung
der Beitragssätze in der Gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV)
würden die Arbeitgeber über Ge-
bühr belastet und dadurch ihrer
Möglichkeiten beraubt, neue Jobs
zu schaffen. Auch von einer gefähr-
lichen Kostenexplosion der GKV-
Leistungsausgaben ist häufig die
Rede. Ein genauerer Blick auf die
Daten zeigt jedoch ein anderes Bild.

Die Beitragszahlungen der Ar-
beitgeber zur gesetzlichen Kranken-
versicherung machen lediglich 4,5
Prozent der Arbeitskosten je vollbe-
schäftigten Arbeitnehmer aus. In kei-
nem anderen EU-Staat wachsen die
Arbeitskosten zudem so langsam wie
in Deutschland. Laut Statistischem
Bundesamt stiegen sie im vergange-

nen Jahr um 0,9 Prozent im Vergleich
zum Vorjahr an. Der durchschnittli-
che Anstieg bei allen EU-Staaten lag
demgegenüber im selben Zeitraum
bei 2,6 Prozent; die Spitzenplätze
nahmen Frankreich mit 3,2 Prozent
und Großbritannien mit 3,0 Prozent
ein. Seit dem Jahr 2001 zählt
Deutschland konstant zu den euro-
päischen Ländern mit der geringsten
Steigerung der Arbeitskosten.

Entlastung der Arbeitgeber von 
Gesundheitsausgaben 

Die Gesamtarbeitskosten setzen
sich zusammen aus dem Entgelt für
die geleistete Arbeitszeit, also dem

Lohn, und den
Lohnnebenkosten.
Diese wiederum
unterteilen sich 
in tarifliche und
gesetzliche Lohn-
nebenkosten. Die
tariflichen Lohn-
nebenkosten wer-
den von den Ar-
beitgebern und
den Gewerkschaf-
ten ausgehandelt
und umfassen bei-
spielsweise das Ur-
laubs- und Weih-
nachtsgeld, die be-
triebliche Alters-

vorsorge, Zuschüsse oder vermö-
genswirksame Leistungen. Sie ma-
chen insgesamt 22,4 Prozent der ge-
samten Arbeitskosten aus.

Zu den gesetzlichen Lohnne-
benkosten zählen die Rentenversi-
cherungsbeiträge, die Beiträge zu
Arbeitslosenversicherung und Pfle-
geversicherung sowie die Kranken-
versicherungsbeiträge. Sie umfas-
sen insgesamt 20,9 Prozent der Ar-
beitskosten; die Krankenversiche-
rungsbeiträge allein betragen nicht
mehr als 4,5 Prozent (siehe Grafik
unten). Würde man die Beitragssät-
ze der gesetzlichen Krankenversi-
cherung um einen Prozentpunkt er-
höhen, stiege der Anteil der Arbeit-
geberbeiträge an den Arbeitskos-
ten lediglich um 0,32 auf 4,82 Pro-
zent.

Es ist zu bezweifeln, dass ein hy-
pothetischer Anstieg der Arbeits-
kosten für die Arbeitgeber um 0,32
Prozent den Wirtschaftsstandort
Deutschland gefährden könnte.
Dabei ist die vollständige Parität
zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer bei der Finanzierung der
Kassenbeiträge seit Anfang Juli
2005 aufgehoben. Seitdem müssen
die gesetzlich Krankenversicher-
ten einen zusätzlichen Beitragssatz
in Höhe von 0,9 Prozent der bei-
tragspflichtigen Einnahmen ohne
Beteiligung des Arbeitgebers zah-
len.
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Neueste Berechnungen des Sta-
tistischen Bundesamtes haben zu-
dem ergeben, dass es die privaten
Haushalte sind, die einen immer
größeren Anteil der Gesundheits-
ausgaben leisten, während die Ar-
beitgeber entlastet werden. Lag
der Anteil der Privathaushalte an
der Finanzierung des Gesundheits-
wesens im Jahr 1995 insgesamt bei
42 Prozent, so waren es 2004 be-
reits 47 Prozent. Im gleichen Zeit-
raum sank die Belastung der Ar-
beitgeber von 40 auf 36 Prozent.

GKV-Anteil seit zehn Jahren konstant

Und auch von einer Kostenex-
plosion im deutschen Gesundheits-
wesen kann bei genauerer Betrach-
tung der Zahlen nicht gesprochen
werden. Seit zehn Jahren ist der An-
teil der GKV-Leistungsausgaben
am Bruttoinlandsprodukt praktisch
konstant geblieben. 1995 lag er bei
6,7 Prozent und – nach leichten
Schwankungen – mit 6,32 Prozent
im Jahr 2004 sogar unter dem Ni-
veau von 1995 (siehe Tabelle).

Während die Aus-
gaben kaum gestie-
gen sind, sanken die
Einnahmen im glei-
chen Zeitraum infol-
ge zunehmender Ar-
beitslosigkeit. Lag die
Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Be-
schäftigten im Jahr
2000 noch bei über 28
Millionen, so ist sie
bis 2005 laut Statisti-
schem Bundesamt
auf 26 Millionen ge-
sunken. Für sich ge-
nommen verursacht
der Rückgang der so-
zialversicherungs-
pflichtig Beschäftig-
ten um rund 850.000
Personen in der Zeit
von 2000 bis 2003 
bei einem hypotheti-
schen Bruttojahres-
gehalt von 23.000
Euro je Beschäftig-

ten jährliche Einnahmeverluste der 
GKV von 2,8 Milliarden Euro.

Zu verminderten Einnahmen hat
auch der gestiegene Anteil an beitrags-
zahlenden Rentnern geführt, der im
Jahr 2005 mit 17 Millionen etwa 10
Prozent höher lag als noch 1998. Die
Ursache dafür ist, dass Rentner im
Durchschnitt weniger in die GKV ein-
zahlen als Arbeitnehmer. In der Kran-
kenversicherung der Rentner (KVdR)
ist seit 1993 die Schere zwischen Bei-
tragseinnahmen und Leistungsausga-
ben immer weiter auseinander gegan-
gen. Betrug die Differenz zwischen
Einnahmen und Ausgaben 1993 noch
24,9 Milliarden Euro, so ist es heute ei-
ne Lücke von 35 Milliarden Euro (sie-
he nebenstehende Grafik).

Die Fakten sagen: Die Belastung
der Arbeitgeber durch den GKV-
Beitrag und die Leistungsausgaben
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gefährden weder die deutsche
Wirtschaft noch sind sie ursächlich
für die Beschäftigungsentwicklung
in Deutschland.
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